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Sehr geehrte Damen und Herren,

vor dem Hintergrund der weltweiten Finanz- und

Wirtschaftskrise sind der Arbeitsmarkt und damit

die Sozialkassen in Deutschland erstaunlich stabil

geblieben. Es ist jetzt dennoch richtig, sich trotz der

vielen guten Nachrichten nicht auszuruhen, son-

dern weiter Impulse zu setzen. Die Koalition aus

Union und FDP handelt daher genau in diesem

Sinne: Mit dem Beschäftigungschancengesetz hat

das Bundeskabinett an diesem Mittwoch ein Maß-

nahmenpaket beschlossen, das aus der Krise he-

raus Brücken zu mehr Beschäftigung baut. Die

durch das Konjunkturpaket II eingeführten Sonder-

regelungen zum Kurzarbeitergeld – Erstattungsre-

gelung der Sozialversicherungsbeiträge, Erleichte-

rung der Zugangsvoraussetzungen zur Kurzarbeit

sowie die Gleichstellung von Konjunktur- und Sai-

sonkurzarbeitergeld – werden bis zum 31. März

2012 verlängert. Außerdem fallen Leiharbeitneh-

mer zukünftig unter die gleichen Regelungen zur

Kurzarbeit wie andere Arbeitnehmer. Die Verlänge-

rung bis zum Ende des ersten Quartals 2012 er-

möglicht den Betrieben eine verlässliche Personal-

planung ohne Entlassungen bis über den Winter

2011/2012 hinaus. Die CDU-Landesgruppe Baden-

Württemberg im Deutschen Bundestag hatte sich

anlässlich eines arbeitsmarktpolitischen Gesprächs

mit der Leiterin der Regionaldirektion Baden-

Württemberg der Bundesagentur für Arbeit, Frau

Eva Strobel, bereits zu Beginn des Jahres für die

Verlängerung der beitragsfreien Kurzarbeit aus-

gesprochen. Durch die Übernahme der Sozialver-

sicherungsbeiträge durch die Bundesagentur für

Arbeit werden kurzarbeitende Betriebe finanziell

entlastet. Die Kurzarbeiterregelung ist gerade für

Baden-Württemberg, als typisches Mittelstand-

sland, von größter Bedeutung. Der Arbeitsmarkt

hier, insbesondere im Maschinenbau, wird von der

nun beschlossenen Verlängerung stärker als an-

derswo in Deutschland stabilisiert, und den Unter-

nehmen wird eine größere Planungssicherheit ge-

geben. Mit dem von der Bunderegierung beschlos-

senen Maßnahmenpaket werden aber auch die

Problemgruppen am Arbeitsmarkt in den Blick ge-

nommen. Jugendlichen aus Hartz-IV-Familien wird

durch eine neue Ferienjobregelung der Leistungs-

gedanke näher gebracht. Wer als Schüler nicht

lernt, dass sich Leistung lohnt, kann diese Erfah-

rung nicht ins Erwachsenenalter mitnehmen. Daher

dürfen Schülerinnen und Schüler, die in einer Be-

darfsgemeinschaft leben, zukünftig in den Schulfe-

rien anrechnungsfrei bis zu 1.200 Euro verdienen.

Sie werden damit Schülern gleichgestellt, deren El-

tern nicht hilfsbedürftig sind, und können sich mit

ihrer Ferien-Arbeit eigene Wünsche erfüllen. Auch

die Situation von Alleinerziehenden soll verbessert

werden. Alleinerziehende sind im Schnitt jünger als

andere Langzeitarbeitslose, und sie sind besser

ausgebildet. Dennoch verharren sie länger im

Hartz-IV-Bezug. Daher werden für diese Zielgruppe

in den Zielvereinbarungen mit der Bundesanstalt

für Arbeit, den Ländern und den kommunalen Trä-

gern konkrete Entwicklungsmaßnahmen aufge-

nommen, die laufend nachgehalten werden. Zudem

wird begleitend zu den Ausbildungs- und Arbeits-

angeboten eine Kinderbetreuung sichergestellt.

Auch ältere Leistungsempfänger sollen noch ge-

zielter ihre Stärken und Kompetenzen in den Ar-

beitsmarkt einbringen. Erste Erfolge aus dem Bun-

desprogramm „Perspektive 50plus“ zeigen, wie viel

Potential in dieser Zielgruppe steckt. Das Konzept

dieses Programms wird zukünftig flächendeckend

allen älteren Leistungsempfängern zu Gute kom-

men. Mit diesem Maßnahmenbündel ist die Koaliti-

on aus Union und FDP der Finanz- und Wirt-

schaftskrise sehr entschlossen entgegengetreten.

Der Arbeitsmarkt zeigt sich deshalb außerordent-

lich robust: In ihrer Frühjahrsprognose rechnen die

Wirtschaftsforschungsinstitute damit, dass die Ar-

beitslosenquote im Jahresdurchschnitt auf 8,1 Pro-

zent in 2010 und 7,9 Prozent in 2011 sinken wird.

Im Jahresdurchschnitt erwarten die Wirtschaftsfor-

schungsinstitute für 2010 bei noch erheblichen Ri-

siken für die Konjunktur im weltwirtschaftlichen Um-

feld und im Bankenbereich aufgrund der Belebung

der Exportnachfrage ein wirtschaftliches Wachstum

von 1,5 Prozent. Für 2011 sagen sie ein Wachstum

von 1,4 Prozent voraus. Anders ist die Lage bei

den öffentlichen Haushalten. Hier erwarten die In-

stitute für dieses und nächstes Jahr einen Anstieg

der Defizite auf 4,9 Prozent beziehungsweise 4,2
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Prozent, unter Berücksichtigung erster möglicher

Konsolidierungsmaßnahmen im Haushalt 2011. Die

Einhaltung der im Grundgesetz verankerten Schul-

denbremse verlangt nämlich ab dem Jahr 2011 ei-

ne jährliche zusätzliche Konsolidierung des struktu-

rellen Defizits um rund 10 Milliarden Euro bis zum

Jahr 2016. Die Institute plädieren für eine ausga-

benseitige Konsolidierung. Unterstützung leisten

die Institute für die Entscheidung der Bundesregie-

rung und des Europäischen Rates, im Falle Grie-

chenlands den Internationalen Währungsfonds in

die möglicherweise erforderlichen Unterstützungs-

maßnahmen einzubinden. Über mögliche bilaterale

Hilfen für Griechenland im europäischen Rahmen

muss aber gesondert entschieden werden.

Trauer um gefallene deutsche Soldaten

In der vergangenen Woche sind bei einem An-

schlag von regierungsfeindlichen Kräften vier

deutsche Soldaten getötet und fünf weitere ver-

wundet worden. Zwei der verwundeten Soldaten

sind am Standort Stetten a.k.M. stationiert. Beide

sind inzwischen im Bundeswehrkrankenhaus in

Koblenz. Erste Genesungswünsche von Thomas

Bareiß erreichten die Soldaten bereits. Erst am

Karfreitag waren drei deutsche Soldaten bei einem

Gefecht im Raum Kundus gefallen. In ihrer Regie-

rungserklärung vor dem Deutschen Bundestag hat

Bundeskanzlerin Angela Merkel am Donnerstag ihr

tiefes Mitgefühl mit den Angehörigen und Freunden

der getöteten und verwundeten Soldaten zum Aus-

druck gebracht. Die Aufgabe der Deutschen Solda-

ten in Afghanistan ist es, die afghanische Regie-

rung bei der Herstellung von Sicherheit zu unters-

tützen. Nur wenn ein Mindestmaß an Stabilität er-

reicht wird, kann verhindert werden, dass Afghanis-

tan erneut zur Ausgangsbasis für global operieren-

de Terroristen wird. Auf diesen Zusammenhang hat

die Bundeskanzlerin wieder hingewiesen und deut-

lich gemacht, dass die Soldatinnen und Soldaten,

die in Afghanistan im Einsatz sind, ihren Dienst für

unsere Sicherheit leisten. Sie bezeichnete den

Bundeswehr-Einsatz in Afghanistan als notwendig

im Kampf gegen den internationalen Terrorismus.

"Es wäre ein Trugschluss zu glauben, Deutschland

wäre nicht im Visier des internationalen Terroris-

mus", sagte die Bundeskanzlerin.

In Trauer mit Polen verbunden

Mit einem Staatsakt sind der polnische Präsident

Lech Kaczyński und seine Ehefrau Maria 

Kaczyńska am Sonntag auf der Wawel-Burg in 

Krakau beigesetzt worden. An der Trauerfeier in

Krakau nahmen für Deutschland Bundespräsident

Horst Köhler und Außenminister Guido Westerwel-

le teil. Der Tod zahlreicher führender Repräsentan-

ten unseres östlichen Nachbarn ist eine nationale

Tragödie. Wir können den Schmerz der Polen

nachvollziehen und fühlen uns in Trauer mit unse-

ren Nachbarn und Freunden verbunden. Bei dem

Absturz sind auch Freunde und Partner, mit denen

die Union über ihre Schwesterparteien politisch zu-

sammengearbeitet hat, ums Leben gekommen. Die

Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

trauern mit dem polnischen Volk und mit den An-

gehörigen der Opfer. In den kommenden Wochen

wird Polen den Weg zurück in die Normalität su-

chen. Auch diesen Weg wollen wir mit Anteilnahme

begleiten.

Deutschland: Leitmarkt für Elektromobilität

Die Bundesregierung will im Rahmen eines Gipfel-

gesprächs mit Experten, Unternehmens- und Ver-

bandsvertretern am 3. Mai 2010 den Startschuss

für eine Nationale Plattform Elektromobilität geben.

Für die Förderung von Forschung und Entwicklung

im Bereich alternativer Antriebe wird die Bundesre-

gierung erhebliche Mittel bereit stellen. Die Kon-

junkturprogramme der Bundesregierung enthalten

zudem eine Zusage von weiteren 500 Millionen Eu-

ro bis zum Jahr 2011. Innerhalb der Bundesregie-

rung gibt es dabei bereits eine abgestimmte Kon-

zeption zur Förderung von Modellregionen für

Elektromobilität, deren Entwicklung durch den

Bund mit 115 Millionen Euro unterstützt wird. In

acht Modellregionen, so beispielsweise in Hamburg

und in Berlin, werden zukunftsweisende, ganzheit-

liche Verkehrskonzepte für Elektromobilität erprobt.

Am Montag in dieser Sitzungswoche hat die
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CDU/CSU-Bundestagsfraktion unter der Federfüh-

rung ihres Beauftragen für Elektromobilität, dem

Konstanzer Abgeordneten Andreas Jung, in einem

Fachgespräch den maßgeblichen Akteuren eine

Plattform geboten, um die technischen, wirtschaftli-

chen und ökologischen sowie politischen Aspekte

dieses Themas zu erörtern. Ausgehend von dem

Ziel, in den kommenden zehn Jahren eine Million

Elektrofahrzeuge auf die Straßen zu bringen, geht

es jetzt beispielsweise darum, in den Ballungsräu-

men möglichst zügig den Aufbau eines Netzes von

Ladestellen für Elektrofahrzeuge voranzubringen.

Herzliche Grüße

Ihr
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Kurz notiert ! kurz notiert ! kurz notiert !

Termine (Auswahl)

Freitag, 23. April

18:00 Uhr Veranstaltung mit Ministerpräsident

Stefan Mappus MdL, Donau-

Lauchert-Halle Sigmaringendorf

19:30 Uhr Nominierungsveranstaltung für den

Landtagswahlkreis Sigmaringen,

Donau-Lauchert-Halle Sigmaringen-

dorf

Montag, 26. April

18:00 Uhr Kreisvorstandsitzung der CDU Zol-

lernalb mit Vorstellung des „Bioener-

giedorf Grosselfingen“ durch Bür-

germeister Franz Josef Müller,

Grosselfingen

19:30 Uhr Kreisvorstandsitzung der CDU Zol-

lernalb, Restaurant Krone, Grossel-

fingen

Dienstag, 27. April

ab

13:30 Uhr Teilnehmer an der Podiumsdiskussi-

on bei den 7. Baden-Badener Ener-

giegespräche, Baden-Baden

Mittwoch, 28. April

10:30 Uhr Rede auf der Europäischen Fach-

messe für Energieeffizenz und

Wärmetechnik, Karlsruhe

Donnerstag, 29. April

18:00 Uhr Gründung der Interessengemein-

schaft Elektrifizierung Zollernbahn,

Tübingen

20:00 Uhr Gespräch mit dem Vorstand der

CDU Balingen-Frommern, Balingen

Montag, 03. Mai

14:30 Uhr Jahresempfang mit Ministerpräsident

Stefan Mappus MdL, Zollernalbka-

serne Meßstetten

20:00 Uhr Sitzung der CDU-Landesgruppe Ba-

den-Württemberg, Landesvertretung

Berlin

03. – 07. Mai

Sitzungswoche im Deutschen Bundestag

Jonas Nüssle absolviert Praktikum bei Thomas

Bareiß

Jonas Nüssle, Schüler der

11. Klasse am Störck-

Gymnasium Bad Saulgau,

absolvierte ein einwöchi-

ges Praktikum im Berliner

Büro des Bundestagsab-

geordneten Thomas Ba-

reiß. Während dieser Zeit

half er im Büro bei ver-

schiedenen Tätigkeiten

und bekam so einen Ein-

blick in die Arbeit eines Bundestagsabgeordneten.

Besuch in der Hauptstadt

Der Konzert-

chor Albstadt-

Sigmaringen

reiste in die

Hauptstadt.

Natürlich

stand ein

Treffen mit

dem Wahlkreisabgeordneten Thomas Bareiß auf

dem Programm. Nach dem Gespräch mit dem Ab-

geordneten gab der Konzertchor sogar ein Ständ-

chen im Paul-Löbe-Haus und erfreut so auch die

restlichen Besucher und Mitarbeiter. Im Anschluss

folgte ein Besuch des Deutschen Bundestages

und der Dachterrasse inklusive Kuppel.


